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Beginn: 10:01 Uhr 

Präsidentin Carina Gödecke: Guten Morgen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich heiße Sie alle ganz herzlich 
zu unserer heutigen, der fünften Sitzung des Land-
tags von Nordrhein-Westfalen willkommen. Mein 
Gruß gilt unseren Gästen auf der Zuschauertribüne 
sowie natürlich den Vertreterinnen und Vertretern 
der Medien. 

Ich hoffe nicht nur, dass sich der Plenarsaal noch 
etwas füllt – wir werden nämlich in aller Regel im-
mer pünktlich beginnen –, sondern auch, dass der 
Geräuschpegel wieder etwas nach unten geht, was 
uns die Sitzungsleitung sehr viel unkomplizierter 
gestalten lässt. 

Für die heutige Sitzung haben sich drei Abgeord-
nete entschuldigt; ihre Namen werden in das Pro-
tokoll aufgenommen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit können wir 
in die Beratung der heutigen Tagesordnung eintre-
ten. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt  

1 Verlässliche Rahmenbedingungen für den 
Chemiestandort Nordrhein-Westfalen schaf-
fen – Landesregierung darf CO-Pipeline nicht 
weiter behindern 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag  
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/129 

Die Fraktion der FDP hat mit Schreiben vom 2. Juli 
2012 gemäß § 90 Abs. 2 unserer Geschäftsordnung 
zu dieser aktuellen Frage der Landespolitik eine 
Aussprache beantragt.  

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner vonseiten der antragstellenden Fraktion der 
FDP Herrn Kollegen Brockes das Wort. Bitte schön, 
Herr Kollege. 

Dietmar Brockes (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Minister Duin, 
das ist heute die erste Gelegenheit seit Ihrer Ernen-
nung, bei der wir uns mit Ihnen über die Wirtschaftspo-
litik austauschen dürfen. Vorweg möchte ich Ihnen al-
les Gute und viel Erfolg für die vor Ihnen liegende Ar-
beit wünschen. Das ist für den Wirtschaftsstandort 
Nordrhein-Westfalen auch notwendig; zuletzt hatte die 
Wirtschaft ja leider keine Stimme in der Landesregie-
rung.  

Meine Damen und Herren, dass die Wirtschaftspoli-
tik in den vergangenen 20 Monaten aus anderen 
Ressorts diktiert wurde, findet sich in der Tagesord-

nung für den heutigen und den morgigen Plenartag 
wieder: „Rauchverbot“, „Klimaschutzgesetz“ oder 
auch das „Verhinderungsgutachten“, über das wir 
jetzt diskutieren. Das alles sind Themen, die den 
Wirtschaftsstandort Nordrhein-Westfalen gefährden. 

(Beifall von der FDP) 

Herr Minister, wir geben Ihnen – wie es Brauch ist – 
natürlich 100 Tage, um in der Wirtschaftspolitik in 
Nordrhein-Westfalen anzukommen. 

(Minister Johannes Remmel: Sehr großzü-
gig!) 

Aber die Kollegen auf der Regierungsbank geben 
Ihnen diese Zeit nicht; denn sie haben heute bereits 
viele Punkte auf der Agenda, die Ihrem Ressort, die 
der Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen nachhaltig 
schaden. 

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir reden heute über die 
Chemieindustrie in Nordrhein-Westfalen. Ich glaube, 
allen dürfte klar sein, wie wichtig diese für unser 
Land ist. Auch der Umweltminister hat am vergan-
genen Mittwoch in einer Sonntagsrede bei der VCI 
den Chemiestandort Nordrhein-Westfalen gelobt. 
Auch viele Kolleginnen und Kollegen der Piraten 
waren dort und haben gezeigt, dass das Thema 
„Chemie“ für sie wichtig ist. Die Chemie ist eine 
Schlüsselindustrie für Nordrhein-Westfalen. Viele 
Innovationen in anderen Bereichen, in anderen 
Branchen basieren gerade auf der Entwicklung in 
der Chemie. 

Meine Damen und Herren, wir diskutieren hier oft 
über die Energiewende und den Klimaschutz. Auch 
diese wären ohne die Chemieindustrie, ohne ihre 
Innovationen nicht erreichbar. Solarzellen, Strom-
speicher, Wärmedämmung, Batterien für Elektro-
fahrzeuge – all dies basiert auf Entwicklungen in der 
Chemieindustrie. 

Und: Die Chemie hat auch enorme Anstrengungen 
gemacht, um gerade den CO2-Ausstoß und den 
Energieverbrauch deutlich zu reduzieren: Von 1990 
bis 2009 gab es in der Chemieindustrie eine CO2-
Minderung von 48 %. Das ist ein ganz gewaltiger 
Batzen, und das noch bei gleichzeitigem Produkti-
onsausbau um 42 %. 

Meine Damen und Herren, Sie sehen daran, dass 
die Chemie nicht das Problem ist, sondern dass die 
Chemie die Lösung für viele Probleme bedeutet. 
Gerade deshalb ist es wichtig, dass sie hier optima-
le Produktionsbedingungen vorfindet. Nur so sind 
solche Einsparungen erreichbar. 

Deshalb hat der Landtag im Jahr 2005 das Rohrlei-
tungsgesetz in diesem Hohen Haus einstimmig ver-
abschiedet. Sie können sich vielleicht vorstellen, 
dass es für Liberale nicht gerade leicht ist, auch ei-
ner etwaigen Enteignung Raum zu geben. Aber wir 
haben dem zugestimmt, und auch der damalige 
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Parlamentarische Geschäftsführer der Grünen, Herr 
Johannes Remmel, hat dem Gesetz seine Zustim-
mung gegeben – weil wir alle die wirtschaftliche 
Notwendigkeit für dieses Projekt gesehen haben. 
Dies ist durch das Verwaltungsgericht in Düsseldorf 
am 25. Mai letzten Jahres ausdrücklich bestätigt 
worden. Ich zitiere mit Erlaubnis der Präsidentin:  

Bei dem Vorhaben musste der Gesetzgeber auch 
keine eigene Einschätzung des wirtschaftlichen 
Nutzens vornehmen und damit quasi seine eigene 
betriebswirtschaftliche Einschätzung an die Stelle 
der Vorhabenträger setzen. Es ist eine zulässige 
politische Willenserklärung, zum Beispiel im Rah-
men von Wirtschafts- und Technologieförderung, 
Rahmenbedingungen zugunsten von betroffenen 
Unternehmen zu schaffen und damit den Wirt-
schaftsstandort Nordrhein-Westfalen zu stärken.  

Sie sehen, meine Damen und Herren: Unsere da-
malige Entscheidung ist absolut gerichtsfest.  

Nun hat es bei der Realisierung der CO-Pipeline gra-
vierende Mängel gegeben. Ich muss ganz ehrlich 
sagen: Das hat mich sehr geärgert. Vonseiten der 
ausführenden Firma wurde da wirklich – das muss 
ich jetzt so sagen, erlauben Sie den Ausdruck – 
schlampig gearbeitet.  

(Vereinzelt Beifall von der FDP) 

Bayer wird diese Mängel nun durch ein Planände-
rungsverfahren beheben. Das ist gut, und das ist 
notwendig. 

Meine Damen und Herren, auch für uns gilt: Die Si-
cherheit der Bürgerinnen und Bürger hat oberste 
Priorität.  

(Beifall von der FDP) 

Aber dafür bedarf es nicht des Gutachtens, das der 
Umweltminister nun in Auftrag gegeben hat. Dieses 
Gutachten, das im Übrigen auch gegen Ihren eige-
nen Koalitionsvertrag verstößt, hat nur ein Ziel: Es 
torpediert das Projekt, und es soll es verhindern. 

Seit wann ist es Aufgabe der Politik, die betriebs-
wirtschaftliche Entscheidung für Unternehmen zu 
treffen? Das kann nicht richtig sein. Das macht man 
nur, wenn man das Projekt komplett verhindern will.  

Herr Wirtschaftsminister, wenn Sie sich das Ziel ge-
setzt haben, den Industriestandort Nordrhein-
Westfalen zu erhalten und auszubauen, dann ha-
ben Sie die FDP-Fraktion an Ihrer Seite. Der Geg-
ner bei solchen Maßnahmen sitzt woanders. – Vie-
len Dank.  

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Brockes. – Für die SPD-Fraktion hat Herr 
Kollege Schmeltzer das Wort.  

Rainer Schmeltzer (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Sehr geehrter Herr Mi-
nister Duin, Sie haben bei dem Redebeitrag des 
Kollegen Brockes festgestellt, dass großer Lernbe-
darf nicht nur bei der Aussprache von Namen be-
steht, sondern auch in wirtschafts- und industriepoli-
tischen Fragen. 

Herr Brockes, seien Sie gewiss, die Agenda, die wir 
uns in der Wirtschafts- und Industriepolitik vorge-
nommen haben, ist eine Agenda, die wir gut durch-
gehen werden, mit der wir gute Lösungen sowohl 
für die Wirtschaft als auch für die Menschen in die-
sem Land treffen werden.  

Die Auseinandersetzung um die CO-Pipeline be-
schäftigt uns hier im Landtag schon seit mehr als 
fünf Jahren. Es gab in der 14. Wahlperiode unzähli-
ge Debatten über den Pipeline-Verlauf, die Sicher-
heitsstandards und die administrative Begleitung 
des Projekts.  

Die SPD-Landtagsfraktion hat an dieser Stelle im-
mer erklärt, dass die CO-Pipeline für Nordrhein-
Westfalen bedeutend ist und zur Stärkung des 
Chemiestandorts beiträgt. Sie verbessert unseres 
Erachtens die Infrastruktur in Nordrhein-Westfalen 
in den Bereichen Chemie, Kunststoff und neue 
Werkstoffe. Mit der Pipeline wird eine Vielfalt unter-
schiedlicher Produktionsprozesse verbunden, die 
mehr umfassen als die Arbeitsplätze bei Bayer. 
Deshalb haben wir dem Rohrleitungsgesetz zuge-
stimmt.  

Wir haben aber zugleich immer erklärt, dass die Si-
cherheit der Menschen an erster Stelle steht. Wir 
haben die damalige schwarz-gelbe Landesregie-
rung vielfach aufgefordert, die Sorgen und Nöte der 
Menschen ernst zu nehmen und beim Bau auf hohe 
Sicherheitsstandards und gute Bauausführung zu 
achten. Dies gelang aufgrund sehr ungeschickten 
und unsensiblen Handelns aber selten. Wir be-
schäftigen uns deshalb heute mit Fehlern, die noch 
unter Ihrer Landesregierung gemacht wurden.  

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Oh!) 

– Ja, das ist bedauerlich, Herr Hovenjürgen, aber 
das Bedauern geht in Ihre Richtung, nicht in unsere.  

2006 wurde das Enteignungsgesetz vom Landtag 
einstimmig beschlossen. Die Landesregierung hatte 
den Auftrag, für eine reibungslose und transparente 
administrative Realisierung des Projektes zu sor-
gen. Dies gelang ihr bekannterweise nicht.  

Die damalige schwarz-gelbe Landesregierung hat 
hier auf ganzer Linie versagt – wie an vielen ande-
ren Punkten auch –, indem sie sich fortwährend ei-
ner konstruktiven Diskussion mit den Menschen vor 
Ort verweigerte. Ich erinnere an die Diskussion im 
März 2010, als Frau Thoben hier sinngemäß äußer-
te: Wenn die Menschen aufgeklärt werden wollen, 
dann geben Sie ihnen meine Rede, das ist Aufklä-
rung genug.  
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Zugleich hat der Projektträger Bayer Material-
Science AG mit einer Vielzahl von Planungs-, Aus-
führungs- und Kommunikationsfehlern dazu beige-
tragen, dass Vertrauen verloren ging und der Wi-
derstand gegen das Projekt CO-Pipeline anstieg.  

Dass in einer solchen Situation die Gerichte heran-
gezogen werden, ist nur selbstverständlich. Das 
Oberverwaltungsgericht Münster und das Verwal-
tungsgericht Düsseldorf haben in verschiedenen 
Beschlüssen und Urteilen auf verschiedene Mängel 
hingewiesen und die damalige Landesregierung 
und Bayer zur Behebung der Mängel aufgefordert.  

Aus dieser Entwicklung heraus hat sich für die SPD 
die Meinung verstärkt, dass eine Betriebsgenehmi-
gung der CO-Pipeline von Dormagen nach Krefeld 
erst nach Klärung der gerichtlichen Auseinanderset-
zung ausgesprochen werden darf. Weiterhin gilt für 
uns, dass vor Inbetriebnahme der Pipeline alle 
Zweifel an deren Sicherheit ausgeräumt sein müs-
sen und die höchstmöglichen Sicherheitsstandards 
gelten müssen.  

Meine Damen und Herren, es gibt keinen Zweifel: 
Die CO-Pipeline ist ein höchst umstrittenes Projekt 
in Nordrhein-Westfalen. Besonders bei den Men-
schen, die an dieser Trasse wohnen, stößt diese 
Pipeline auf Ablehnung und Widerstand. Und der 
Widerstand ist bekannterweise sehr groß.  

Unsere Kritik war immer, dass die schwarz-gelbe 
Landesregierung damals keinen eigenen Beitrag 
geleistet hat, um den berechtigten Sorgen und 
Ängsten der betroffenen Bürgerinnen und Bürgern 
zu begegnen.  

Auch der Projektträger Bayer hat sich nie mit Ruhm 
bekleckert. Bayer machte peinliche und schlimme 
Fehler bei der Prüfung und Planung und musste 
letztendlich feststellen, dass Flyer-Drucken alleine 
nicht ausreicht. Das Ergebnis ist uns allen bekannt.  

Seit 2007 wird vor den Verwaltungsgerichten über 
die Rechtmäßigkeit der Pipeline gestritten. Dieser 
gesamte Prozess hat gezeigt: Wer die Sorgen der 
Menschen ignoriert und seiner gesellschaftlichen 
Verantwortung auch als Unternehmen nicht nach-
kommt, bekommt letztendlich die Quittung. Wenn es 
um die Sicherheit von Menschen geht, braucht es 
ein Höchstmaß an Sensibilität und Transparenz im 
Umgang mit den Fragen, mit den Ängsten und mit 
der Kritik betroffener Bürgerinnen und Bürger. Dies 
ist eine unverzichtbare Voraussetzung, um über-
haupt Akzeptanz für wichtige Industrieprojekte wie 
die CO-Pipeline zu erlangen. 

Die SPD-Fraktion hat immer wieder über die CO-
Pipeline diskutiert. Wir haben das gründlich getan 
und uns die Sache nie leicht gemacht. Wir haben 
die Argumente der Bürgerinitiativen aufgenommen. 
Und wir haben damals durch verschiedene parla-
mentarische Initiativen dafür gesorgt, dass die Si-
cherheitsfragen und die Bauausführungen in der 
gebotenen Intensität bearbeitet wurden. 

Im März 2011 hat letztmalig ein Verwaltungsgericht 
über die CO-Pipeline beschlossen. Erst kürzlich hat 
der Bauträger angekündigt, die beanstandeten 
Mängel zu beheben, und hat entsprechende An-
tragsunterlagen bei der Bezirksregierung in Düssel-
dorf vorgelegt. Gegen das Urteil des Verwaltungs-
gerichts Düsseldorf haben die Kläger Berufung ein-
gelegt. Die Verhandlung in nächster Instanz vor 
dem Oberverwaltungsgericht Münster wird vermut-
lich im nächsten Jahr stattfinden. 

Die Koalitionsparteien haben sich schon in ihrem 
letzten Koalitionsvertrag, aber auch in dem aktuel-
len verpflichtet, für eine bessere Transparenz beim 
CO-Pipeline-Projekt zu sorgen. Dazu soll dieses 
Gutachten auch dienen. 

Die Ausschreibungskriterien zeigen, dass hier nicht 
der Chemiestandort infrage gestellt wird, sondern 
dass einige technische und wirtschaftliche Fragen 
der CO-Produktion in NRW geklärt werden sollen. 
Gemäß dem Rohrleitungsgesetz hat die Landesre-
gierung die Auswirkungen des Gesetzes zu über-
prüfen und den Landtag vom Ergebnis dieser Prü-
fung zu unterrichten. In diesem Zusammenhang 
wird eben auch geprüft, ob es technisch machbare 
und wirtschaftlich sinnvolle Alternativen zur CO-
Pipeline gibt. 

Deshalb wird nun ein verfahrenstechnisch-
chemiewirtschaftliches Gutachten ausgeschrieben, 
in dem auf Grundlage von Genehmigungs- und Be-
triebsdaten eine Alternativenprüfung vorgenommen 
wird. In die Untersuchung sollen auch mögliche 
Veränderungen der wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen in den letzten Jahren einbezogen werden. 

Dabei sind unter anderem folgende Aspekte zu be-
arbeiten: Analyse der Entwicklung der CO-Ver-
sorgung und der CO-Bedarfe, Darstellung der ver-
fügbaren technischen Verfahren zur CO-Herstel-
lung. Wie kann der für die Kunststoffproduktion ins-
besondere in Krefeld-Uerdingen benötigte CO-
Bedarf durch Erneuerungsanlagen am Standort ge-
deckt werden? 

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

– Ich komme zum Schluss.  

Meine Damen und Herren, die Erfassung und Bear-
beitung dieser Fragen und Aspekte für einen wichti-
gen Sektor des Wirtschaftsstandorts ist Handeln ei-
ner Landesregierung. Was hieran sensationell oder 
skandalös sein soll, ist trotz Ihrer aufgeregten Ar-
gumentation nicht überzeugend. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Schmeltzer. – Für die Fraktion der CDU 
spricht der Kollege Wüst. 
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Hendrik Wüst (CDU): Frau Präsidentin! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Ich freue mich, dass das 
erste wirtschaftspolitische Thema, über das wir hier 
in der Sache mal etwas ausführlicher sprechen 
können, auch ein industriepolitisches Thema ist. 
Das ist ja fast ein Lackmustest, an dem sich weisen 
wird, ob sich die innerhalb der regierungstragenden 
Fraktionen veränderten Mehrheitsgewichte auch in 
der Sache auswirken können. Ich bin da sehr ge-
spannt. 

Herr Minister Duin, ich bin sehr gespannt, ob nach 
den zugegebenermaßen guten Worten, die ich von 
Ihnen in zwei Veranstaltungen zum Thema „Indust-
rie“ gehört habe, auch in der Sache etwas folgt. 
Dass man Ihnen gleich in der ersten Sitzung das 
Klimaschutzgesetz zugemutet hat, würde ich an Ih-
rer Stelle als Foulspiel verstehen. 

(Beifall von Christof Rasche [FDP]) 

Aber ich fand es jedenfalls schön, dass Sie an zwei 
Stellen gesagt haben, Sie stehen für die Industrien, 
nicht nur für die neuen, modernen und grünen, son-
dern auch für die alten, die Grundstoffindustrie und 
Ähnliches. Bei diesem Thema kann man das be-
weisen. Es geht nicht nur mit Dialog; am Ende muss 
man auch entscheiden. Der zukünftige BDI-
Präsident Grillo hat es Ihnen Anfang der Woche 
noch ins Stammbuch geschrieben. Hier ist ein 
Punkt, wo man in der Tat das aktuelle Thema in den 
Kontext stellen muss. 

Sie auf der Regierungsbank halten sich zugute, vor-
sorgende Sozialpolitik zu machen. Ich kaufe Ihnen 
das ab. Die beste vorsorgende Sozialpolitik ist aller-
dings eine vernünftige Wirtschaftspolitik – und das 
ist in Nordrhein-Westfalen immer auch Industriepoli-
tik. Und diese Art der vorsorgenden Sozialpolitik hat 
einen unschlagbaren Vorteil: Man muss dafür keine 
neuen Schulden machen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Dieses Feld ist so wichtig, weil in der Industrie die 
Beschäftigten attraktive Arbeitsplätze haben, weil da 
gut ausgebildet wird, gut verdient wird. Die Grund-
lage unserer wirtschaftlichen Stärke in Nordrhein-
Westfalen liegt auch in den Bereichen Dienstleis-
tungen, Handel, Handwerk. Das ist die Grundlage 
unserer Wertschöpfung. Industrie ist also kein 
Selbstzweck, sondern Grundlage für soziale Si-
cherheit und für Wohlstand. 

Die Industrie stellt heute allerdings ein paar andere 
Anforderungen als früher. Wir haben eine viel stär-
kere Arbeitsteilung, was am Ende nichts anderes 
heißt, als dass man bestimmte Produktionsschritte 
voneinander abkoppelt, die dann in Netzwerken 
stattfinden. Das zeigt sich nirgendwo besser als 
beim Chemieverbundstandort, an dem wir eben 
nicht wie in Antwerpen ein großes Areal haben, wo 
alles stattfindet, sondern an dem wir mit Uerdingen, 
Leverkusen, Marl usw. Verbundstandorte haben, 
die man verbinden muss. Darum geht es hier im 

Detail. Schneidet man einen Teil heraus, kappt man 
eine Verbindung, gefährdet man Arbeitsplätze, 
Wertschöpfung in allen Teilen des Netzwerkes. 
Deswegen ist dieses Thema hier so bedeutsam.  

Man kann eine Entscheidung so oder so treffen. 
Aber in den internationalen Benchmarks für die Fra-
ge von Nachfolgeinvestitionen im Bereich der Che-
mieanlagen ist das, was einmal weg ist, schwer zu-
rückzubekommen. Was vor 20 Jahren gebaut wur-
de, jetzt ausgetauscht wird, steht für die nächsten 
20, 30 Jahre. Alles, was jetzt nicht hier steht, steht 
irgendwann woanders. Deswegen ist das Rausrei-
ßen eines Kuchenstücks, das Rausreißen eines 
Verbindungsstücks so fatal und wird sich am Ende 
auswirken. 

Herr Schmeltzer, wir haben hier in der Tat vor fünf 
Jahren schon über das Leitungsgesetz gesprochen. 
Sie haben gesagt „auseinandergesetzt“. Wenn ich 
mich richtig erinnere, haben wir uns darüber am An-
fang gar nicht auseinandergesetzt, sondern wir wa-
ren uns alle sehr einig bei dem, was wir gesagt ha-
ben: Man wollte es unter höchstmöglichen Sicher-
heitsstandards, aber es wollten alle. Und das „Aber“ 
war damals sehr viel kleiner als heute. Das „Aber“ 
kam bei allen, die sich jetzt Sorgen machen, erst, 
als der Protest aufkam. Ich glaube, so ist die Chro-
nologie am Ende richtig. Daran sollte man Rot und 
Grün noch einmal erinnern.  

Meine Position, unsere Position dazu ist ziemlich 
klar: Wenn der rechtliche Rahmen mit den örtlichen 
Gegebenheiten übereinstimmt – da hat es bei Bay-
er, bei den ausführenden Firmen Defizite gegeben, 
keine Frage –, wenn nach dem derzeitigen Stand 
der Technik alle notwendigen und möglichen Si-
cherheitsmaßnahmen ergriffen sind, dann muss Po-
litik auch aufhören, immer neuen Sand ins Getriebe 
zu schmeißen. Dann muss man am Ende als 
Rechtsstaat auch zu seinen Verfahren stehen und 
sagen: Ja, dann kann es auch stattfinden. – Alles 
andere wären keine fairen, verlässlichen Rahmen-
bedingungen. 

Deshalb, Herr Remmel, kann ich mich nur darüber 
wundern, dass Sie sagen, jetzt müsse man noch ein 
Gutachten machen, um als Staat noch mal die wirt-
schaftliche Opportunität zu prüfen. Wo kommen wir 
denn da hin, wenn wir Firmen jetzt vorrechnen, ob 
sich das, was sie tun, lohnt oder nicht lohnt? Ich hal-
te das für Verschwendung von Steuergeld, was Sie 
da tun. Das ist Augenwischerei. Das ist nur noch 
mal der Versuch, ein Signal an die Bürgerinitiativen 
zu geben und zu sagen: Hey komm, irgendwas ha-
be ich noch probiert, das hat vielleicht am Ende 
nicht geklappt. – Mit verantwortungsvoller Politik hat 
das nichts zu tun. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wenn Politik immer jedes Risiko scheut, jede Posi-
tionierung scheut, auch scheut, mal zu kämpfen, 
sich auch mal unbeliebt zu machen oder sich auch 
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mal einen Teil der Bevölkerung zum Gegner zu ma-
chen, dann macht Politik es sich zu einfach. Ver-
antwortung trägt man. Das heißt aber auch, dass 
sie manchmal wiegt. Nehmen Sie Ihre Verantwor-
tung in diesem Bereich wahr! – Vielen Dank.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Wüst. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht Herr Kollege Markert. 

Hans Christian Markert (GRÜNE): Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Wüst, das 
war ja ein richtiges rhetorisches Feuerwerk hier 
heute Morgen. Dagegen war es vorhin beim Zahn-
arzt fast spannend. 

Am Anfang einer Legislaturperiode ist man ja immer 
sehr gespannt zu sehen, was die politischen Mitbe-
werber so an Schwerpunkten setzen.  

Herr Lindner, Sie sind ja im Verlauf der Rede von 
Herrn Brockes dann auch dazu gestoßen. Das war 
offensichtlich nicht so spannend, was Herr Brockes 
da so präsentieren würde. Jedenfalls gemessen an 
den großen Erwartungen – Stichworte: personelle, 
inhaltliche Erneuerung –, die Sie in den zahlreichen 
Talkshows in den letzten Wochen geweckt haben, 
ist das, was Sie hier inhaltlich bieten, doch sehr 
dürftig.  

Zum zweiten Mal innerhalb von gerade mal zwei 
Wochen kommen Sie mit einem medial zugegebe-
nermaßen gesetzten Thema, aber ohne neue Inhal-
te oder gar in die Zukunft weisende Vorschläge zu 
präsentieren.  

Sie haben ja vollkommen recht: Verlässliche Rah-
menbedingungen für unseren Chemiestandort NRW 
sind in der Tat notwendig – Rahmenbedingungen, 
die allerdings auch die Nachhaltigkeit, die Bürger- 
und Umweltverträglichkeit dieses für uns wichtigen 
Wirtschaftszweiges betreffen. 

Die Chemieindustrie ist der Innovationsmotor für die 
gesamte Industrie. Rund 70 % aller dort hergestell-
ten Stoffe gehen in die industrielle Weiterverarbei-
tung. 2009 betrug der NRW-Anteil am gesamtdeut-
schen Umsatz der chemischen Industrie rund 29 %. 
Ein Viertel der Beschäftigten der deutschen Che-
miebranche arbeitet bei uns hier in Nordrhein-
Westfalen.  

Eine nachhaltige Chemie ist also eine Schlüsselfra-
ge für uns in Nordrhein-Westfalen. So müssen wir 
beispielsweise angesichts von Peak Oil und abzu-
sehender Ölpreisentwicklung frühzeitig neue Roh-
stoffbasen etwa aus nachwachsenden Rohstoffen 
und neue Produktionsverfahren entwickeln. Denn 
zurzeit basiert die Chemie in Nordrhein-Westfalen 
noch zu drei Vierteln auf dem Öl. 

Wir sollten uns dabei auch in Nordrhein-Westfalen 
an dem vom Umweltbundesamt zusammen mit der 
OECD entwickelten Konzept einer nachhaltigen 
Chemie orientieren. Ich möchte hier nur zwei As-
pekte herausgreifen. 

Erstens geht es um die qualitative Entwicklung, das 
heißt um den Einsatz ungefährlicher Stoffe oder, wo 
dies nicht möglich ist, von Stoffen mit geringer Ge-
fährlichkeit für Mensch und Umwelt sowie um res-
sourcenschonende Produktionsweisen und langle-
bige Produkte. 

Zweitens – da kommen wir dann auch zum Thema 
„Bayer-CO-Pipeline“ –: Aktion statt Reaktion! Das 
heißt, Vermeidung, dass Chemikalien während ih-
res Lebensweges Umwelt und menschliche Ge-
sundheit gefährden. Auch sollten nach dem Um-
weltbundesamt und der OECD Schadenskosten 
und damit wirtschaftliche Risiken der Unternehmen 
und Sanierungskosten für den Staat vermieden 
werden. 

Gerade in diesem Punkt haben wir seit jeher be-
rechtigte Zweifel daran, dass Bayer dieses Aktion-
statt-Reaktion-Prinzip wirklich beherzigt, genauer: 
dass es in dieser Frage die Gefahrenabwehr ver-
nachlässigt hat. 

Wir Grüne haben nicht zuletzt deshalb von Anfang 
an die Auffassung vertreten, dass der Ausbau der 
Produktion von Kohlenmonoxid am Standort Uer-
dingen die bessere Alternative für alle Beteiligten 
ist. Wir haben dies jetzt auch noch einmal aktuell im 
rot-grünen Koalitionsvertrag deutlich gemacht. Darin 
haben wir auch festgestellt – ich zitiere –:  

„Es wurde mit einer Vielzahl von Planungs- und 
Ausführungsfehlern sowie mit einer defizitären 
Kommunikationsstrategie“  

– defizitären Kommunikationsstrategie! – 

„dazu beigetragen, dass vorhandene Zweifel an 
einem sicheren Betrieb der CO-Pipeline stetig 
verstärkt worden sind.“  

Wir hatten ja zwischenzeitlich nicht nur Erdeinbrü-
che an der Trasse, sondern auch den vorläufigen 
Baustopp durch die Bezirksregierung in Düsseldorf. 
Das Verwaltungsgericht Düsseldorf – Kollege 
Schmeltzer hat darauf hingewiesen – hat im Mai 
2011 zudem Mängel an der Planfeststellung aufge-
zeigt. 

Allerdings, Herr Brockes: Angesichts der zahlrei-
chen Verfahrensfehler von Bayer und der äußerst 
mangelhaften Kommunikationsstrategie des Kon-
zerns ist weder den Behörden noch der Landesre-
gierung hierbei ein Vorwurf zu machen. Im Gegen-
teil: Es ist absolut notwendig, richtig und auch kon-
sequent, dass unser Umweltminister nun eine um-
fassende Begutachtung in Auftrag gegeben hat. Da-
rin werden wir die bisherigen Gerichtsurteile ebenso 
einfließen lassen wie Gefahrenanalysen, das bishe-
rige Verhalten von Bayer und auch die Prüfung von 
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wirtschaftlich zumutbaren und bürgerfreundlichen 
Alternativen. 

Abschließend noch mal zu Ihnen von der FDP: Es 
ist wieder einmal bezeichnend, dass Sie im An-
tragstext für diese Aktuelle Stunde doch eher popu-
listisch argumentieren und überhaupt nicht auf die 
eben von mir erwähnten Sachverhalte eingehen, 
geschweige denn inhaltliche Perspektiven für den 
Chemiestandort liefern. Aber es ist eben ein Unter-
schied, ob ich hoch gefährliches Kohlenmonoxid 
durch die Gegend schicke oder zum Beispiel einen 
Teppich. Nur von Letzterem scheinen Sie ja wirklich 
etwas zu verstehen.  

Herr Lindner, gerade weil Sie in Talkshows immer 
von der Bürgergesellschaft reden, müssen Sie im 
Umweltbereich endlich die berechtigen Sorgen und 
Ängste der Bürgerinnen und Bürger ernst nehmen. 

Die jüngste Konferenz von Rio hat es wieder einmal 
unterstrichen: Angesichts der großen Herausforde-
rungen – Ressourcenverknappung, Klimawandel 
und Artenschwund – brauchen wir eine grüne Wirt-
schaftsstrategie, eine große Transformation. Daran 
sollten wir gemeinsam arbeiten. Hier in Nordrhein-
Westfalen werden die neue Landesregierung und 
die sie tragenden Fraktionen dieses auch gemein-
sam anpacken. Wir werden hier eine zukunftsorien-
tierte Perspektive für den Chemiestandort nicht nur 
erhalten, sondern diese auch weiterentwickeln. 

Weil wir kurz vor den Ferien sind und das eine gro-
ße Aufgabe ist, möchte ich mit Seneca schließen: 

„Nicht weil es schwer ist, wagen wir es nicht, 
sondern weil wir es nicht wagen, ist es schwer.“ 

Ich wünsche Ihnen ein bisschen mehr zukunftsori-
entierten Wagemut. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Markert. – Für die Piratenfraktion spricht 
Herr Kollege Dr. Paul. 

Dr. Joachim Paul (PIRATEN): Sehr verehrte Frau 
Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Auf dem letzten pro-
grammatischen Landesparteitag der Piratenpartei 
am 15.04. dieses Jahres hat unsere Partei eben zu 
diesem Thema der CO-Pipeline ein Positionspapier 
verabschiedet, dem gegenüber wir als Fraktion die 
Freiheit haben, uns daran gebunden zu fühlen. 

Das Papier entscheidet nicht bewusst zwischen Pro 
oder Contra, was die CO-Pipeline angeht, es polari-
siert auch nicht, sondern es regt – wie wir das so oft 
tun – im Gegenteil eine verstärkte Transparenz des 
Verfahrens bzw. der Verfahrensweise für die Bürge-
rinnen und Bürger an. Das ist zunächst einmal zu 
begrüßen, wenn es eingehalten wird.  

In der Presseerklärung vom 22.06. dieses Jahres 
betont die Bayer AG selber, dass die Beteiligung 
der Öffentlichkeit in Kürze starten soll, dass die voll-
ständige Offenlegung des Planänderungsverfahrens 
gegeben ist und dass alle 2.000 Seiten, die dieses 
Verfahren betreffen, sofort einsehbar sind. Dazu 
kommt noch eine Kurzversion von etwa sechs Sei-
ten, bei der man bei genauer Betrachtung den Ein-
druck haben kann, dass sie von einem Werbetexter 
verfasst worden ist.  

Insbesondere geht es bei den Planänderungsver-
fahren um Abweichungen bei der Trasse und um 
Abweichungen bezüglich der bei den Rohrleitungen 
verwendeten Stähle. Stichwort: Innenkorrosion 
durch CO. 

Die Bayer AG selber aber betont, dass zur Erdbe-
bensicherheit zusätzlich noch von externen Gutach-
tern drei Teilaspekte beleuchtet werden sollen. Von 
diesen drei angeforderten Gutachten liegen erst 
zwei vor. Das dritte steht noch aus. Das sagt die 
Bayer AG. Und in der nächsten Instanz, beim Ober-
verwaltungsgericht Münster, wird auch in 2013 noch 
verhandelt.  

Das heißt für mich im Klartext: Es ist noch etwas 
Zeit, und man muss jetzt nicht eine solche Welle 
machen, wenn sich Herr Remmel bemüht, noch ein 
Gutachten einzuholen. Es ist ja noch Zeit. Herr 
Remmel, Sie haben – gar keine Frage – die Unter-
stützung der Piratenfraktion, wenn Sie mit dem Gut-
achten „hinmachen“. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Darüber hinaus regt unser Positionspapier für die-
ses Verfahren und für die Zukunft an, doch einmal 
auf Bürgerentscheide und auf Bürgervertrauen zu 
setzen. Wenn wir es nicht schaffen, unseren Bür-
gern zu vertrauen, dann werden sie uns auch nicht 
vertrauen. Das ist, denke ich, ein Kernpunkt aller 
Politik. – Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Paul. – Für die Landesregierung spricht 
Herr Minister Duin. 

Garrelt Duin, Minister für Wirtschaft, Energie, In-
dustrie, Mittelstand und Handwerk: Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Zunächst einmal einen 
ganz herzlichen Dank für die vielen guten Wünsche 
nicht nur aus den die Regierung unterstützenden 
Fraktionen, sondern auch aus allen anderen. Ich 
denke, wir werden es gemeinsam gut hinbekom-
men, in den nächsten fünf Jahren eine Strategie zu 
entwickeln, die den Wirtschafts- und den Industrie-
standort Nordrhein-Westfalen stärkt. 

Ein ganz wichtiger Bestandteil für Nordrhein-
Westfalen ist dabei in der Tat – die Vorredner haben 
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bereits darauf hingewiesen – die Chemie. Ein Drittel 
des Umsatzes der chemischen Industrie in ganz 
Deutschland findet hier in Nordrhein-Westfalen statt. 
Wir haben in Nordrhein-Westfalen rund 100.000 
Beschäftigte in rund 1.000 Betrieben bzw. Unter-
nehmen, die – auch darauf ist schon hingewiesen 
worden – viele Stoffe herstellen, die direkt in die in-
dustrielle Weiterverarbeitung gehen. Der Slogan 
„Das ist die Industrie der Industrie“ hat durchaus 
seine Berechtigung. 

Wir haben hier in Nordrhein-Westfalen die Grund-
stoffchemie genauso wie das Spezialprodukt. Das 
ist es, woran wir festhalten wollen. Wir wollen die 
gesamte Wertschöpfungskette hier im Land behal-
ten und nicht tatenlos zusehen, wie gerade in den 
energieintensiven Bereichen die Unternehmen oder 
die Produktionsstandorte langsam bzw. sukzessive 
abwandern, sondern wir wollen Rahmenbedingun-
gen dafür stellen, dass die hier in unserem Land ei-
ne Perspektive haben. 

Diese Landesregierung und ich ganz persönlich, wir 
werden alles dafür tun, dass sich diese heimische 
Produktion entwickeln kann und gute Rahmenbe-
dingungen vorfindet. Denn, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, es ist eben die Realwirtschaft, 
auf die es ankommt. Wenn wir etwas aus den letz-
ten Jahren gelernt haben müssen, dann ist es doch, 
dass wir die Realwirtschaft stärken müssen und 
nicht, wie in anderen europäischen Ländern ge-
schehen, irgendwelchen Träumereien nachhängen 
dürfen. Vielmehr müssen wir die Realwirtschaft in 
unserem Lande – explizit in Nordrhein-Westfalen – 
stützen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Gerade die Chemieindustrie besitzt das Potenzial, 
Innovationen und technologischen Fortschritt zu 
bringen. Was muss man tun, damit man dieses Po-
tenzial tatsächlich nutzen kann?  

In dieser neuen Landesregierung bin ich für das 
Thema „Energiepolitik“ zuständig. Darauf wird es in 
den nächsten Jahren natürlich ganz besonders an-
kommen. Es wird darauf ankommen, die Energiepo-
litik so zu gestalten, dass die Unternehmen hier eine 
Perspektive haben. Aber nicht nur darum geht es, 
sondern es geht genauso um die Themen „Fach-
kräfte“ und „Rohstoffe“. Und es geht um zwei weite-
re Dinge, die Sie durch diesen Tagesordnungs-
punkt, betreffend die CO-Pipeline, mit aufgerufen 
haben und die ich deswegen auch ausdrücklich be-
tonen will. 

Erstens geht es um Investitionen in Infrastruktur in 
unserem Land. Die CO-Pipeline ist dafür ein Bei-
spiel. Gemeinsam – auch darauf hat Herr Brockes 
hingewiesen – ist hier im Landtag mit großer Mehr-
heit – soweit ich weiß einstimmig – das Rohrlei-
tungsgesetz verabschiedet worden. Das ist grund-
sätzlich schon einmal ein gutes Zeichen für solche 
Investitionen, dass man bei solch wichtigen Ent-

scheidungen gemeinsam agiert und sagt: Das wol-
len wir ermöglichen. Denn es geht nicht darum, 
dass man irgendetwas verhindert, sondern darum, 
dass die Politik dafür sorgt, Dinge an diesem 
Standort zu ermöglichen. – Das ist der erste Punkt.  

Der zweite Punkt aber ist, dass wir ein gesellschaft-
liches Klima brauchen, in dem Akzeptanz wachsen 
kann.  

Herr Wüst, Sie haben darauf Bezug genommen. Wir 
waren zusammen auf der Veranstaltung der IHK 
Nord Westfalen. Dort ging es darum, Akzeptanz für 
Industrie in unserem Land zu schaffen. Das macht 
aber die Industrie nicht alleine, sondern es sitzt, wie 
Sie gesehen haben, zum Beispiel der BUND mit auf 
dem Podium. Ich hatte gerade sowohl bei der Ar-
gumentation von Herrn Brockes als auch von Herrn 
Wüst den Eindruck, dass sie im Rahmen dieser 
Diskussion noch nicht so weit sind wie eine IHK 
Nord Westfalen, wie die Industrie insgesamt in un-
serem Land, die inzwischen alle begriffen haben, 
wie man einen Dialog führen muss.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Man muss diesen Dialog organisieren. Man muss 
mit offenen Karten spielen. Dazu dient auch ein sol-
ches Gutachten. Wenn man etwas befürwortet, 
muss man nicht die Augen-zu-und-durch-Strategie 
wählen und irgendwie versuchen, das durchzuprü-
geln, sondern wenn man überzeugt ist, kämpft man 
im Gegenteil mit offenem Visier. Man darf über den 
Dialog auf Augenhöhe eben nicht nur am Sonntag 
sprechen, sondern muss man ihn dann werktags 
auch Realität werden lassen.  

Diese Landesregierung will diesen Dialog zwischen 
Unternehmen und Bürgerinnen und Bürgern nicht 
nur beobachten, sondern ihn aktiv mitgestalten. 
Deswegen sind solche Maßnahmen notwendig.  

Meine Damen und Herren, ich bin davon überzeugt, 
dass der Chemiestandort Nordrhein-Westfalen nicht 
durch den Dialog mit Bürgerinnen und Bürgern ge-
fährdet wird, sondern er wird dann gefährdet, wenn 
Sie wie hier durch die Beantragung einer Aktuellen 
Stunde und entsprechenden Äußerungen in den 
Presseorganen dafür sorgen, dass aus Kleinigkei-
ten etwas heraufbeschworen wird, was als Gefahr 
für den gesamten Standort beschrieben wird. Das 
ist nicht redlich.  

Die größte Gefahr – wenn Sie mich das aus meiner 
bisherigen Tätigkeit noch hinzufügen lassen – für 
den Standort Nordrhein-Westfalen, insbesondere 
für den Chemiestandort Nordrhein-Westfalen, ist ei-
ne schwarz-gelbe Bundesregierung, die gar nicht 
begriffen hat, wie man das Wort „Industriepolitik“ 
überhaupt schreibt, 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

die nicht in der Lage ist, eine Konzeption vorzule-
gen, was wir mit diesem Standort machen wollen 
und wie wir ihn auf der Grundlage von Dialog auf 
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Augenhöhe weiterentwickeln wollen, die bis heute 
keinen Masterplan für die Energiewende vorgelegt 
hat usw. Das ist keine Industriepolitik.  

Wenn Sie im Titel dieser Aktuellen Stunde indust-
riepolitische Verlässlichkeit einfordern, kann ich 
Ihnen nur sagen: Da haben Sie bisher überhaupt 
nichts zu bieten gehabt. Industriepolitische Verläss-
lichkeit, insbesondere in NRW, steht an diesem Pult 
und sitzt links und rechts von mir. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Minister Duin. – Für die SPD-Fraktion spricht Herr 
Kollege Meesters.  

Norbert Meesters (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich grüße auch die Besucherin-
nen und Besucher auf der Tribüne. Wenn ich die 
Reden, die wir gehört haben, Revue passieren las-
se, besteht hier eigentlich große Einigkeit jenseits 
politischen Schlechtredens vonseiten der Oppositi-
on, dass die chemische Industrie von wesentlicher 
Bedeutung für den Standort Nordrhein-Westfalen 
ist. Daran gibt es überhaupt keinen Zweifel. Daran 
will auch niemand hier im Hause etwas ändern – im 
Gegenteil.  

Wir wissen aus den letzten Jahren, dass wir hier in 
Nordrhein-Westfalen die letzte Finanzkrise erfolg-
reich bewältigt haben, weil Nordrhein-Westfalen ei-
nen starken industriellen Kern hat. Die Wirtschaft in 
Nordrhein-Westfalen ist nicht überwiegend von der 
Finanzwirtschaft geprägt, sondern von der Realwirt-
schaft. Dabei ist die Chemieindustrie ein herausra-
gender Faktor.  

Gerade die aktuelle Diskussion über die Eurokrise, 
die schlechte Stimmung auf den Finanzmärkten, die 
Befürchtungen über eine drohende Rezession be-
stätigen unsere Einschätzung, dass für eine Region 
oder ein Land ein stabiler industrieller Kern von 
eminenter Bedeutung ist. In Nordrhein-Westfalen 
haben die Unternehmen und Gewerkschaften im-
mer bewiesen, dass der Unternehmensstandort mit 
Augenmaß und Verantwortung gestärkt wird. Das 
Ergebnis ist: Nordrhein-Westfalen ist innovativ; 
Wirtschaft und Forschung bringen hier immer wie-
der Neues und immer wieder Wegweisendes her-
vor.  

Die Regierungsparteien wollen, dass diese Krisen-
festigkeit des Industriestandorts Nordrhein-Westfa-
len erhalten bleibt.  

Herr Brockes, in Ihre Richtung möchte ich sagen: 
Bei dieser Landesregierung ist die Wirtschaft in 
Nordrhein-Westfalen in sehr guten Händen. Das 
letzte Wahlergebnis – dieser Hinweis sei erlaubt – 
zeigt ganz deutlich, dass die überwiegende Mehr-

heit der Bevölkerung in Nordrhein-Westfalen das 
genauso sieht.  

Für uns spielt die chemische Industrie in Nordrhein-
Westfalen eine wesentliche Rolle. Sie ist einer der 
bedeutendsten Standortfaktoren, weil sie innovativ 
ist und Neues entwickelt. Gemessen am Umsatz mit 
über 36,6 Milliarden € nimmt der Chemiestandort 
NRW europaweit Rang 6 ein. Weltweit liegen wir 
auf Rang 11. Das drückt sich auch in der Bedeu-
tung für den Arbeitsmarkt aus. Fast 30 % aller Be-
schäftigten der deutschen Chemieindustrie arbeiten 
in NRW. 2010 waren das fast 90.000 Menschen. 
Das wollen wir erhalten und stärken.  

Für uns als SPD ist aber auch klar: Die Entschei-
dungen bei industriellen Zukunftsprojekten dürfen 
nicht heimlich, still und leise getroffen werden. Viel-
mehr wird es immer wichtiger, die Menschen zu 
überzeugen und mitzunehmen. Wir müssen den 
Sinn und Zweck und den Nutzen von Investitionen 
deutlich machen. Ängste und Sorgen müssen und 
wollen wir ernst nehmen, um uns intensiv damit 
auseinanderzusetzen.  

Das gilt auch für die chemische Industrie. Denn für 
unseren Industriestandort, wenn er zukunftssicher 
sein will, wird Offenheit und Transparenz immer 
wichtiger, weil wir in naher Zukunft – das wissen wir 
alle – neue Infrastrukturen aufbauen müssen. Nur 
mit gleichberechtigter, frühzeitiger Information und 
weitgehender Transparenz über Projekte und Poli-
tikziele, nur über Beteiligung können Vertrauen und 
Akzeptanz für Projekte erzielt werden. Der Verweis 
auf eine neue Technologie wird alleine nicht ausrei-
chen. Auch das hochspezialisierte ingenieurwissen-
schaftliche Gutachten wird nicht immer überzeugen.  

Deswegen müssen wir Beteiligung und Akzeptanz 
schon im Ansatz mitdenken. Deshalb müssen wir 
gerade bei missglückten Planungsprozessen – mein 
Kollege Rainer Schmeltzer hat dies in seiner Rede 
sehr deutlich gemacht – besonders sensibel agie-
ren. Dabei gilt: Mehr Aufklärung und mehr Transpa-
renz stärken den Standort. Alles andere nährt nur 
Skepsis und Widerwillen gegen weitere Indust-
rieprojekte.  

Das ist die Lehre aus der Auseinandersetzung um 
die CO-Pipeline. Das bisherige Verfahren hat ge-
zeigt, welche Fehler Industrie und Politik bei indust-
riellen Großprojekten tunlichst vermeiden sollten. 
Daraus für künftige Projekte zu lernen, ist eine 
wegweisende Herausforderung. 

Mit dem Gutachten der Landesregierung machen 
wir einen Schritt, um verlorenes Vertrauen wieder-
zugewinnen. Wir sorgen so für mehr Transparenz in 
den technischen Fragen der CO-Produktion und 
werden die weitere Diskussion damit versachlichen. 
Ich hoffe, dass es so gelingt, das durch die Fehler 
der schwarz-gelben Landesregierung verloren ge-
gangene Vertrauen in der Bevölkerung wieder her-
zustellen. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 
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(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege. – Für die FDP-Fraktion spricht Kollege El-
lerbrock.  

Holger Ellerbrock (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wenn man die Reden Revue 
passieren lässt, sind wir sicherlich in einem Punkt 
einig: Wingas hat bei diesem Projekt unendlich viele 
Fehler gemacht. Bayer hat enorme Kommunikati-
onsfehler gemacht. Allein die Tatsache, dass Win-
gas mit Lässigkeit vom Planfeststellungsbeschluss 
in Raum, Material und hinsichtlich der Geo-Grid-
Matte abgewichen ist, ist ein unmögliches Verhal-
ten. Dafür hat es die Quittung gegeben. Das wird 
jetzt nachgearbeitet. Gleichwohl bin ich der Über-
zeugung, es wird heilbar sein und ist letztlich auch 
nicht sicherheitsrelevant; denn Sicherheit geht vor. 
Das ist sicherlich die gemeinsame Grundhaltung. 

Ich erinnere daran, dass wir das Rohrleitungsgesetz 
gemeinsam beschlossen und ein Ja zum Industrie-
standort Nordrhein-Westfalen erklärt haben. Die 
Vernetzung von Industriestandorten ist ein ent-
scheidender Punkt, Herr Minister. Eine solche Ver-
netzung ist – in Konkurrenz zu anderen europäi-
schen Industriestandorten – im Sinne Nordrhein-
Westfalens.  

Sicherlich müssen wir deutlich sagen: Regelungen 
zu Arbeitsplätzen sind zum ersten Mal in diesem 
Gesetz verankert. Das ist Teil des Allgemeinwohls. 
Deswegen haben wir das ausdrücklich begrüßt. 

Es liegt schon ein Gutachten vor. Die Bezirksregie-
rung hat ein Gutachten erarbeiten lassen. Es wurde 
von Bayer bezahlt. Das ist in solchen Verfahren völ-
lig normal. Wenn nun die Landesregierung ein aus 
ihrer Sicht unwichtiges Gutachten vergibt, stellt sich 
die Frage, ob es nicht ohnehin obsolet ist. Hat die 
Bezirksregierung als alleiniger Vertreter der Landes-
regierung vor Ort saumselig gehandelt? Wurden 
Fragestellungen nicht bearbeitet, obwohl sie vom 
Gericht anerkannt worden sind? Vonseiten des Ge-
richts hieß es, eines solchen Gutachtens bedürfe es 
nicht. Es ist eine politische Willenserklärung der 
Landesregierung, den Industriestandort zu stützen. 
Das Verwaltungsgericht hat ausdrücklich gesagt: 
Das Land hat in betriebswirtschaftlichen Dingen gar 
nichts zu suchen.  

(Beifall von der FDP) 

Die Äußerungen vom Kollegen Schmeltzer stellen 
nur eine eingeschränkte Wahrnehmung der Realität 
dar. Er führte aus, die SPD habe dieses Projekt im-
mer befürwortet. Herr Duin, schauen Sie einmal in 
die Akte. Es gab mal einen wirtschaftspolitischen 
Sprecher namens Römer – damals noch als Wirt-
schaftspolitiker tätig –, der zu Anfang gesagt hat: 
Wir wollen die Leitung nicht. Es gab sogar einen 
Bundestagsabgeordneten namens Steinbrück, der 

in Presseerklärungen anfangs betont hat: Wir wollen 
diese Leitung nicht, weil der SPD-Ortsverband nein 
gesagt hat. Hinterher haben beide Herren in die 
Riemen gegriffen und sind kräftig zurückgerudert. 
Das muss man der Redlichkeit halber sagen. 

Nur: Mit einer klaren Linie der SPD ist es nicht so 
weit her. 

(Beifall von der FDP) 

Frau Ministerpräsidentin, Sie haben mit der Ernen-
nung von Herrn Walter-Borjans zum Finanzminister 
deutlich gemacht, dass der Finanzminister der rich-
tige Mann zur richtigen Zeit am richtigen Platz für 
die richtigen Schulden ist.  

Mit einem solchen Gutachten wollen Sie letztendlich 
in die betriebswirtschaftlichen Belange eines Unter-
nehmens eingreifen und belegen: Es rechnet sich 
für euch nicht!; sonst würden Sie es nicht machen.  

Wenn wir solche Gutachten vergeben und es für 
uns als Handlungsmaxime erachten, müssen wir 
sinnvollerweise auch die Verluste übernehmen, wie 
es in der Planwirtschaft üblich ist. In der DDR war 
es üblich und hat „großen Erfolg“ gehabt.  

Frau Ministerpräsidentin, wenn wir die Verluste 
übernehmen müssen, dann muss der von Ihnen als 
richtiger Mann am richtigen Platz für die richtigen 
Schulden erachtete Finanzminister Walter-Borjans 
an einer Stelle in seinem Haushaltsplan solche Ver-
lustübernahmen als Risikovorsorge ausweisen. Das 
habe ich bislang nicht gefunden. Ich bin gespannt, 
wo ich das finde.  

Wenn wir als Land sagen, wir können bestimmen 
und beurteilen, was betriebswirtschaftlich sinnvoll 
ist – das ist nicht die Meinung der FDP und, wie den 
Worten des Herrn Kollegen Wüst eben zu entneh-
men, auch nicht die der CDU –, dann müssen wir 
auch die Konsequenzen tragen.  

Wir sagen Nein zu solchen planwirtschaftlichen 
Überlegungen, die das Gericht ausdrücklich als ob-
solet beurteilt hat. Dies ist eine klare Sache. 

(Beifall von der FDP) 

Wir als Politik setzen die Rahmenbedingungen. Ob 
etwas verantwortbar ist oder nicht, wird in Nord-
rhein-Westfalen nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz geregelt. Wenn die darin formulierten 
Anforderungen erfüllt sind, hat der Antragsteller ein 
Recht auf Genehmigung.  

Herr Schmeltzer, es ist eine tolle Erkenntnis, dass 
die SPD nach ihrer Aussage jetzt dafür ist, dass die 
Leitung erst in Betrieb genommen werden darf, 
wenn diese und jene Fragen geklärt sind. Herr Kol-
lege Schmeltzer, die Gerichte müssen sowieso ent-
scheiden – ob Sie das wollen oder nicht. Lassen wir 
die Gerichte entscheiden. Recht sollen die Gerichte 
sprechen. Wir haben die politische Dimension dar-
gestellt. Sie haben ein zeitlich begrenztes Erinne-
rungsvermögen. Das mag schon altersbedingt sein. 
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Dagegen können wir nichts machen. Die SPD hat 
hier ganz deutlich herumgeeiert. 

Präsidentin Carina Gödecke: Ihre Redezeit. 

Holger Ellerbrock (FDP): Wir nicht. Wir sagen Ja 
zum Industriestandort Nordrhein-Westfalen. Lassen 
wir nach Recht und Gesetz entscheiden.  

Präsidentin Carina Gödecke: Ihre Redezeit, Herr 
Kollege! 

Holger Ellerbrock (FDP): Planwirtschaft ist mit uns 
nicht zu machen. – Danke schön. 

(Beifall von der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Ellerbrock. – Für die Landesregierung hat 
Herr Minister Remmel das Wort.  

Johannes Remmel, Minister für Klimaschutz, Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Herr Brockes, Herr Ellerbrock, Herr Wüst, 
Sie haben es heute Morgen probiert. Ihre Strategie 
war erkennbar. Wenn ich irgendwo Analogien su-
che, dann erinnert mich das an die Figur Destruk-
tivus aus der Asterix-Serie. Ich weiß nicht, ob Sie 
ihn kennen. Er hat immer versucht, Zwist in die 
gegnerischen Reihen zu tragen. 

Es war nur nicht erfolgreich. Dieses bei Asterix auf-
tauchende Bild, bei dem sich alle die Fische um die 
Ohren hauen und sich gegenseitig in Streit verwi-
ckeln, ist hier überhaupt nicht zu finden. Das Ge-
genteil ist passiert. Warum ist das Gegenteil pas-
siert? – Weil die Landesregierung und die Koaliti-
onsfraktionen eine gemeinsame politische Grundla-
ge haben.  

Auf dieser Grundlage gehen wir davon aus, dass 
wir eine nachhaltige industrielle Produktion hier am 
Standort gerade in der chemischen Industrie brau-
chen. Wir brauchen entsprechende infrastrukturelle 
Rahmenbedingungen. Wir brauchen diese Rah-
menbedingungen auch, um gute Arbeitsplätze hier 
am Standort zu halten und weiterhin solche Arbeits-
plätze zu befördern. 

Es ist in der Tat richtig: Die chemische Industrie ist 
ein erheblicher Wirtschaftsfaktor für unser Land. Sie 
bietet die meisten Arbeitsplätze. Die Innovations-
kraft dieser Chemieindustrie ist auch für die Lösung 
der Zukunftsfragen, die wir anzugehen haben, un-
bedingt notwendig.  

Ich will auch aus meiner Perspektive noch einmal 
unterstreichen: Wenn es um die Herausforderungen 
des Klimaschutzes geht, wenn es um die Heraus-

forderung der Ressourcenkrise geht, dann muss die 
chemische Industrie als Hauptpfeiler der Bewälti-
gung dieser Herausforderungen gesehen werden – 
ob es um neue Kraftstoffe geht, ob es darum geht, 
intelligente Produkte zur Dämmung unserer Häu-
ser – und das auch in einem großen Umfang – zu 
produzieren, um schneller in der Gebäudesanierung 
voranzukommen, ob es um neue Materialien geht, 
ob es um die innovativen Batterietechniken geht, die 
wir brauchen, um Energie zu speichern, aber 
gleichzeitig für neue Antriebe. 

Sie sehen, die chemische Industrie ist eine Schlüs-
selbranche für unseren Industriestandort Nordrhein-
Westfalen und zugleich Grundlage für eine ambitio-
nierte Umwelt- und Klimaschutzpolitik. Manche ge-
hen sogar so weit zu sagen, dass wir am Ende ei-
ner kohlenstoffbasierten Wirtschaft sind und am 
Übergang zu einer Wirtschaft, die auf Chemie und 
Elektro basiert. 

Wenn man davon überzeugt ist – und diese Lan-
desregierung ist davon überzeugt –, dass das an 
diesem Standort auch eine Standortchance für 
Nordrhein-Westfalen ist, dann brauchen wir gute 
Rahmenbedingungen, um die gesamte Wertschöp-
fungskette hier auch zu halten. Wir brauchen eine 
verbesserte Ressourcen- und Materialeffizienz, und 
wir brauchen auch einen wettbewerbsfähigen 
Standort. Es geht darum, diese Rahmenbedingun-
gen verlässlich zu gestalten. 

Insofern hätte es mich gefreut, wenn wir die Aktuelle 
Stunde heute Morgen dazu genutzt hätten, um uns 
über diese Rahmenbedingungen zu unterhalten. 
Kollege Duin hat das erwähnt. Das betrifft zum Bei-
spiel die Frage, wie energieintensive Unternehmen 
hier am Standort im Zusammenhang auch mit der 
Energiewende gehalten und unterstützt werden 
können. Ich glaube, es gibt keine Landesregierung, 
die so massiv bisher im Bundesrat aufgetreten ist, 
um gerade die energieintensiven Unternehmen be-
sonders auch mit der beschleunigten Energiewende 
zu versöhnen und besondere Unterstützungsleis-
tungen zu erbringen. Es hätte mich gefreut, wenn 
wir das heute hier diskutiert hätten. 

Genauso sinnvoll wäre es gewesen, hätten wir heu-
te darüber gesprochen, dass wir massiv mit der 
chemischen Industrie in Nordrhein-Westfalen im 
Gespräch sind, um gerade an den jeweiligen 
Standorten – den Chemieparks – eine gleichzeitige 
Energie- und Wärmeversorgung in Form von KWK 
auf den Weg zu bringen. Denken Sie an die Diskus-
sion im Zusammenhang mit dem Standort Krefeld. 

Es hätte mich auch gefreut, wenn hier erwähnt wor-
den wäre, dass bei einem anderen, derzeit laufen-
den Projekt, nämlich der TDI-Anlage in Dormagen, 
die Genehmigungsprozesse und die Öffentlichkeits-
beteiligung nach einem guten Anfang auch zu ei-
nem guten Ergebnis kommen werden – im Gegen-
satz beispielsweise zur Diskussion an anderen 
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Standorten, wie in den Niederlanden oder auch in 
Baden-Württemberg. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich meine, das muss man an dieser Stelle auch 
einmal erwähnen und nicht, wie Sie es getan ha-
ben, sozusagen bei einem Projekt das Menetekel 
für den Chemiestandort zu diskutieren. Ich halte das 
auch für eine Diskreditierung der chemischen In-
dustrie und des Chemiestandortes. Das muss mit 
aller Entschiedenheit zurückgewiesen werden. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich will das auch deshalb tun, weil natürlich in der 
Vergangenheit Fehler gemacht worden sind. Es hat 
hier eine Landesregierung gegeben, die nach dem 
Motto „Augen zu und durch“ ein Projekt einfach 
durchboxen wollte, die keinen Dialog auf Augenhö-
he geführt hat. Das hat auch dazu beigetragen, 
dass wir uns in der Situation befinden, in der wir nun 
sind. 

(Zuruf von der FDP: Ach!) 

Das ist nicht zu leugnen. Wir haben Gerichtsverfah-
ren, wir haben Gerichtsentscheidungen, und wir ha-
ben – das muss man auch einmal sagen – jetzt ein 
Planänderungsverfahren, das erforderlich ist, weil 
bei der Bauausführung an über 80 Stellen vom 
Planfeststellungsbeschluss abgewichen worden ist. 
Herr Ellerbrock, wo erleben wir so etwas denn 
sonst, dass an über 80 Stellen von einer Plange-
nehmigung abgewichen wird?! Das kann doch nicht 
sein. Deshalb müssen wir das Verfahren neu aufrol-
len. Das wird von der Bezirksregierung mit großer 
Öffentlichkeitsbeteiligung jetzt getan. Die Unterla-
gen liegen vor. Wir gehen jetzt in den Prozess. 

Aber – das ist das, was die Landesregierung seit 
2010 macht; das hätte jeder nachlesen können, 
weshalb ich die Aufregung nicht verstehe – wir ha-
ben damals schon im Koalitionsvertrag festgelegt, 
dass wir den Dialog anders befördern wollen als die 
Vorgängerregierung. Wir wollen einen wirklichen 
Dialog auf Augenhöhe mit den Beteiligten, mit der 
Region, mit den Bürgerinnen und Bürgern. Hier gilt 
es, das viele Vertrauen, das in der Vergangenheit 
verloren gegangen ist, wieder herzustellen.  

Zu einem Dialog gehört eben auch, auf einer Fak-
tenlage zu agieren, die allen Beteiligten die gleiche 
Augenhöhe ermöglicht. Dazu bedarf es eines sol-
chen Gutachtens. Das hat nichts mit einer weiteren 
juristischen Betrachtung zu tun. Das hat nichts zu 
tun mit der gerichtlichen Auseinandersetzung. Das 
hat auch nichts mit dem aktuellen Planänderungs-
verfahren zu tun. Es geht vielmehr um die Organisa-
tion und um die Faktenlage in dem von uns anvisier-
ten Dialog. Dieses kleinere Gutachten ist ein Teil, 
um diesen Dialog zu führen.  

Ich hoffe, ein solcher Dialog wird zukünftig von allen 
Fraktionen in diesem Haus entsprechend unter-
stützt. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Minister Remmel. – Für die SPD-Fraktion hat Herr 
Kollege Schmeltzer um das Wort gebeten. 

Rainer Schmeltzer (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen! Liebe Kollegen! Herr Ellerbrock, Sie 
haben versucht, Ihren populistischen Antrag zur Ak-
tuellen Stunde mit Zündstoff anzureichern. Das ist 
Ihnen nicht gelungen. 

Wenn Sie sich hier hinstellen und behaupten, die 
SPD habe immer in irgendeiner Form – ich benutze 
jetzt einmal meine Worte, aber so ist es herüberge-
kommen – rumgeeiert und der ehemalige wirt-
schaftspolitische Sprecher Norbert Römer, jetzt 
Fraktionsvorsitzender, wäre zurückgerudert, dann 
sage ich Ihnen dazu ganz klar, dass dies die Un-
wahrheit ist, die Sie versuchen zu suggerieren. Aber 
darauf beruht ja Ihre gesamte Intention, um eine 
solche Aktuelle Stunde nach vorn zu bringen. Sie 
wissen ganz genau, dass das nicht richtig ist. 

Wir haben immer dafür plädiert, ausstehende Ge-
richtsentscheidungen abzuwarten. Danach werden 
wir handeln. Wir haben Entscheidungen vom Ober-
verwaltungsgericht Münster und wir haben Ent-
scheidungen vom Verwaltungsgericht Düsseldorf. 
Danach gibt es jetzt auch ein Gutachten. Das Gut-
achten leitet sich im Übrigen auch ab – so war es 
auch in der von Ihnen bei der Beantragung dieser 
Aktuellen Stunde zitierten „Rheinischen Post“ zu le-
sen – aus der vorgesehenen Evaluation. Dieses 
Gutachten werden wir abwarten. Ich empfehle 
Ihnen, es dann im zuständigen Fachausschuss mit 
uns gemeinsam sehr unaufgeregt und konstruktiv 
zu diskutieren. 

Aber ich glaube, es geht Ihnen nicht darum, zu dis-
kutieren. Es geht Ihnen darum – weil Sie sonst kei-
ne anderen politischen Themen haben –, hier mal 
wieder eine Überschrift zu setzen, um mit den Ängs-
ten der Menschen zu spielen, so wie Sie es gerne 
machen. Das ist unlauter und unredlich. Das ist 
nicht die Art von Politik, die wir hier mit Ihnen voll-
ziehen werden. 

(Vorsitz: Vizepräsident Eckhard Uhlenberg) 

Da Sie hier schon Herrn Kollegen Römer bemühen 
und darauf hinweisen, dass er eine Rolle rückwärts 
gemacht habe, erinnere ich Sie an die Plenarsitzung 
im März 2010 – übrigens die letzte Plenarsitzung, in 
der wir uns mit der CO-Pipeline auseinandergesetzt 
haben. Kollege Römer hat hier deutlich gemacht, 
dass wir nach wie vor zur CO-Pipeline stehen. Er 
hat aber auch deutlich gemacht – das unterscheidet 
unsere Position ganz klar von Ihrer –, dass für uns 
immer der Mensch im Mittelpunkt steht, dass die Si-
cherheit der Menschen an erster Stelle kommt und 
dass wir im Gegensatz zu Ihnen den Dialog mit den 
Menschen suchen und führen.  
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Ich erinnere noch einmal an die damalige Ministerin 
Thoben, die gesagt hat: Wenn Sie die Bürger beru-
higen wollen, geben Sie ihnen meine Rede. – Das 
ist für uns kein Umgang mit den Menschen. Wir 
sprechen mit den Menschen vor Ort, und wir spre-
chen mit den Vertretern der Industrie vor Ort. Das 
unterscheidet uns von Ihnen. Wir machen eine or-
dentliche, saubere Politik. Deswegen werden wir 
das auf einem ordentlichen Weg machen; denn In-
dustriepolitik und Sicherheitsrelevanz stehen für uns 
ganz oben. 

Ich erinnere auch an den Entschließungsantrag der 
SPD-Landtagsfraktion aus dem März 2010, in dem 
alle Punkte aufgeführt waren. – Herr Ellerbrock, ni-
cken Sie schön weiter. Sie haben den Antrag, in 
dem all dies drinstand, abgelehnt. Das ist Ihre Poli-
tik: hier groß herumtönen, anders entscheiden und 
die Menschen hinters Licht führen. Das brauchen 
wir hier nicht. Deswegen werden wir hier weiterhin 
eine ordentliche Politik machen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, das war Herr Kollege 
Schmeltzer von der SPD-Fraktion. Gibt es weitere 
Wortmeldungen? – Herr Kollege Wüst.  

Hendrik Wüst (CDU): Verehrter Herr Präsident! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr Schmelt-
zer, wenn Sie sich so aufregen, habe ich immer 
Zweifel, ob das, was Sie zur Sache sagen, korrekt 
ist. Das war es diesmal auch nicht. 

(Beifall von der CDU) 

Noch einmal zur Erinnerung: Vor fünf Jahren waren 
alle der Überzeugung, dass diese Pipeline eine gute 
Geschichte ist – eine gute Geschichte für den In-
dustriestandort und auch unter ökologischen und 
Sicherheitsaspekten die beste damalige Transport-
alternative. In allen Fraktionen gab es einige, die 
das ein bisschen kritisch sahen. Aber im Grunde 
genommen waren wir uns fast alle einig.  

Sie sagen zu Recht: Wir warten ab, bis die Ge-
richtsverfahren abgeschlossen sind. – Okay, das ist 
Ihr Politikstil. Man sieht auch am Beispiel Datteln, 
dass Sie, während die Gerichte entscheiden, ir-
gendwie die Politik einstellen. 

(Zuruf von Rainer Schmeltzer [SPD]) 

Es steht nirgendwo geschrieben, dass man als Poli-
tiker nicht mehr sagen darf, was man möchte, wenn 
Gerichte unterwegs sind. Aber sei‘s drum, das ist Ihr 
Stil. Aber dann muss man, wie ich eben schon ge-
sagt habe, die Verantwortung auch tragen.  

Wenn man sagt, die Gerichte entscheiden darüber, 
muss man es auch akzeptieren, wenn ein rechtli-
ches Verfahren sauber abgeschlossen ist, alle Ar-
gumente gegeneinander abgewogen sind und eine 

Entscheidung vorliegt. Dann kann man eben nicht 
sagen: Ich lasse noch einmal ein Gutachten zu den 
wirtschaftlichen Gegebenheiten machen; vielleicht 
fällt uns noch etwas dazu ein, wie wir als Staat Bay-
er vorschreiben können, es anders zu machen. 

Irgendwann muss es gut sein. Irgendwann müssen 
in einem Rechtsstaat verlässliche Rahmenbedin-
gungen herrschen. Das ist der entscheidende 
Punkt. Um den können Sie mit all Ihrer Rhetorik 
nicht drum herumreden. Das ist das, was Sie jetzt 
tun: Sie akzeptieren nicht, dass ein Verfahren ir-
gendwann zu einem Ende kommen muss, sondern 
Sie legen immer noch einen nach. 

Ich glaube, dass Sie das in Ihrem Inneren gar nicht 
machen wollen. Aber das ist genau das Problem 
Ihrer SPD-Generation. Leute wie Steinbrück und 
Clement haben noch den Streit gesucht; sie haben 
noch für Industrie, Wirtschaft und Arbeitsplätze ge-
kämpft. Sie dagegen lassen sich von den Grünen 
am Nasenring herumziehen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Herr Remmel, wenn Sie schon mit Asterix kommen, 
sage ich Ihnen: Sie sind am Ende der Erlaubnix. Ich 
hoffe nicht, dass dieser Wirtschaftsminister wie sein 
Vorgänger wird. Der war nämlich ein Bewegnix oder 
ein Tunix. Herr Schmeltzer, da muss man ansetzen. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Sie sind ein Gehtnix!) 

Herr Schmeltzer, stärken Sie einmal Ihren Minister, 
statt immer dem Koalitionsfrieden zu dienen und 
Herrn Remmel auf den Leim zu gehen. Irgendwann 
muss es entschieden sein, und dann muss man als 
Politiker eine solche Entscheidung zumindest ak-
zeptieren. Dann muss man den Rücken gerade ma-
chen, sich vor die Leute stellen und sagen: So ist es 
jetzt, und jetzt wird es auch gemacht. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zurufe 
von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Wüst. – Mir liegen keine weiteren 
Wortmeldungen vor. Damit schließe ich die Aktuel-
le Stunde. 

Ich rufe auf: 

2 Zusammen lernen – zusammenwachsen  
Eckpunkte für den Weg zur inklusiven Schule 
in NRW 

Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/118 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/168 
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